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Sozialpolitische Kernprobleme
(Fortsetzung von Saite 1)

„Die Arbeit“: Ist in Anbetracht der zuneh¬
menden Verteidigungsmaßnahmen bei
uns mit einer Art Planwirtschaft zu
rechnen?

Richard Kirn; Ich halte eine andere Lö¬
sung als die pianwmsciiartliche bei
der voraussichtlichen Entwicklung gar
nicht für denkbar. Selbst in den
hochkapitalistischen USA hat man
sich jetzt schon stark nach dieser
Seite geneigt. Schließlich und endlich
bin ich Sozialist und bejahe deshalb
d ; e Planwirtschaft.

„Die Arbeit“: Trilft es zu, daß für ein evtl,
erforderlich werdendes Bezugsschein-
system die Druckaufträge für Schein«
und Karten bereits vergeben worden
sind?

Richard Kirn: Eine derartige Maßnahm«
ist in der Reqierung nicht erörtert wor¬
den. Wir haben im Staatshaushalt zur
Beschaffung von Lebensmittelstock*
Beträge vorgesehen.

Das Problem der Fremdarbeiter
„Die Arbeit“: Muß an der Saar bei einem

weiteren Konjunkturanstieg mit der
Zulassung von Massen Vön Fremdar¬
beitern gerechnet werden?

Richard Kirn: Mit der Oeilnung der Gren¬
ze ist die Gefahr gegeban, daß der
saarländische Aibeusmaikt überflutet
wird. Deswegen mußten wir ein Ge¬
setz zum Schutze des saarländischen
Arbeitsmarktes vorsehen, das aller¬
dings in Anbetracht des Schuman-
plans notwendigerweise nur temporä¬
ren Charakter trägt. Die Zahl der
saarländischen Arbeitskräfte ist von
223 000 im Jahre 1935 auf 294 000 zu
Anfang dteses Jahres gestiegen. Es ist
ein Mehrzuwachs der Bevölkerung von
140 000 Personen gegenüber 1939 zu
verzeichnen. Dieser Zuwachs ist rela¬
tiv mindestens so hoch wie der, den
die Bundesrepublik durch den Flücht¬
lingszustrom aus dem Osten zu ver-
verzeichnen hat.
Es wäre ve nünftig, wenn di« Arbeit¬

geber an der Saar an Arbeitsplätze,
die von nicht vollwertigen Arbeitern
ausgefüllt werden können, keine voll-
arbeitsfähigen Kräfte einsetzen, Di»
vollarbeitsfähigen Kräfte sollte man
da einsetzen, wo sie unbedingt ge¬braucht werden, aut di^se Weise wär»
es möglich, die rechtlichen Arbeits¬
losen an der Saar unterzubringen, di«
sich vornehmlich aus

^
erwerbsgemin¬

derten Personen zuscmmensetzen.
Dann würde au-rh der Land ssstock viel
Geld emsparen, die Produktionslei¬
stung könnte noch erhöht werden,
und es würden weniger Fremdarbeiter
benöMgt. Dieser Vorgang Kann autfreiwilliger und auf gesetzlicher
Grundlage eriölgen. Vernünftiger wä¬
re jedoch, wenn er auf freiwilliger
Basis von Arbeitgebern und Arbeits¬ämtern verwirklicht werden könnte.
Die Frage der Arbeitsbeschaffung

muß eine geschickte Lenkung erfah¬
ren, damit später nicht bei einem even¬tuellen Konjunkturrückgang eine star¬ke Arbeitslosigkeit folgt, wodurch di«Mittel im Landesstock übermäßigstark beansprucht werden müßten.Deshalb habe ich auch das Ventil ge¬baut, einmal Arbeitskräfte von drü¬ben hereinzunehmen und Arbeitskräfte
von hier in Frankreich unterzubringen..Wenn Schwierigkeiten entstehen, sokönnen beide Ventile die Lage regu¬lieren. Man kann also hier bei unseher Regulierungen vornehmen als weinem Land, das für sich geschlossen
dasteht.

Vor Schaffung der Arbeitskammer
„Die Arbeit“: Werden Arbextskammer

und Saar-Wtrtscnaftsrai noch in cha.sein Jahr gebüdet werden?
Richard Kirn: Der v-u^eii.öntwurf über di»

Arbeitskaramer ist im Ministerium für
Arbeit una woxuianxt lUiuggesterit
una wira uer Regierung und dem
Landtag zur Gesetzeserhebung als¬
bald zugeieuet V-.aen. Bei gutem
Willen is damit zu rechnen, daß di«
Arbedskammer noch in aiesem Jahr«
in Funktion treten kann. Damit schließt
sich dann die Lücke der Kammern an
der Saar, über die sich iogischerweis«
der Soac-Wirtseha^tsrat als Dachorga¬nisation abschließend bilden wirdj
denn dieser Rat wird aus den Vertre¬tern der verschiedenen Kammern ga-'wäth't

'•*rw. gebildet werden.
„Die Arbeit". vVj a die Aussicht*un ;> arndigungsschutzgesetj?
Richard Kirn: Der Gedanke der Schaeines KundigungsschutzSes«tze sschon lange im ArbeitEmin j stEvorhanden. Dieses Gesetz mußjedoch auf dem Betriebsräteai

aufbauen, in dem Kündimingssc
bestimmungen speziell fürBetriebs
mitglieder vorgesehen sind und"daran gedacht ist, dem Betriebdas Mitbestimmunqsrecht bei Kgungen der Belegschaften einzu
Tnen * Sobald der Landtag das

triebsrätegesetz verabschiedet hat und
der Künd gungsschutzz der Betnebs»
ratsmitgiieder feststeht, ist die Frag«
des Kündigungsschutzgesetzes prak¬
tisch nur eine Ergänzung des Betrieb»*
ratsgesetzes.

„Die Arbeit“: Wie ist zur Zeit unser Ver¬
hältnis zur Internationalen Arbeitsor¬
ganisation in Genf?

Richard Kim: Die Saar Ist in die Interna¬
tionale Arbeitsorganisation aufgenonjr

men. Nach den Bestimmungen dQT In¬
ternahon. Arbeitsorgan, müssen neben
R gierungsvertretern auch Vertreter
der Arbeitnehmer und der Arbeitge¬
ber in den Sitzungen vertreten sein.
Das Ministerium für Arbeit und Wohl¬
fahrt hat angefragt, in welcher Zahl
das Saarland in der Internationalen
Arbeitsorganisation vertraten sein soll.
Sobald eine Antwort vorliegt, werdet
ich die Gewerkschaften wegen Emeo-
nung der Mitglieder informieren.

Das neue Sozialversicherungswelk
„Di« Arbeit“: Wi« weit ist das neue So*

zialversicherungswerk gediehen?
Richard Kirn: Erwähnt ist bereits da*

Saarknappschcftsgesetz. Das erst«
Buch der übrigen Sozialversicherung*-
träger ist ebenfalls fertiggestellt, und
zwar hinsichtlich derSelbstverwaltungt,
Die Arbeit ist außerordentlich schwie¬
rig, zumal eine einheitliche Mei¬
nung m der Frage der Zentralisierung
oder Dezentralisierung der Sozialver¬
sicherungsträger nicht vorhanden ist,
Die Argumentation der Anhänger für
eine Dezentralisierung ist völlig abwe-
gic. Es wird behauptet, daß die der¬
zeitigen Organisationsformen an der
Saar ein Mammutgebilde seien. Dem
ist nicht so, wenn man überlegt, daß
z. B die allgemein« Ortskrankenkass«
Berlin ein Mehrfaches an Mitgliedern
zählt, als die Saar Einwohner hat.
Man braucht nur an die Reichsknapp¬
schaft zu denken, die mehr Mitglieder
zählt als es Saareinwohnsr gibt. Nach
meiner Meinung ist das Zeitalter der
Werkspensionen un'd -krankenkassen
überholt, wenn man nur allein an di«
Bekämpfung der Tuberkulose und de*
Krebskrankheiten denkt. Angenom¬
men. in einem klerien Betrieb greift
dm Tuberkulose schnell um sich, was
durchaus geneben ist, weil die Sozial¬
betreuung wie in einem großen Ge¬
bilde nicht möglich ist, dann wird
nach kurzer Zeit diese Betriebs¬
krankenkasse vor der Tatsacb«
stehen, keine Lungenkranken mehr m
Sanatorien zu schicken, weil die Mittel
dazu fehlen. Man bedenke, daß für
einen Lungenkranken pro Tag min¬
destens 1200 Frs. verausgabt werden
müssen und daß eine Heilbehandlung
6 Monate und länger dauert.
Die Verwaltungskosten haben eich

bei der derzeitigen Lage gegenüber
der früheren Basis wesentlich gesenkt,
was nicht der Fall wäre, wenn für jede
Versicherung ein« besondere bürom®*
ßiae Einrichtung geschaffen werde»
müßte.

„Die Arbeit“: Ist heut« schon zu über»*-
hen, wann dis durch die Diskussion
über eine Weihnachtsbeihilfe füU
Frauen und Kinder genannten Betrüg«
aus der Fcrmilienzulagekass« dem so¬
zialen Wohnungsbau zufließen?

Richard Kim: In der Familienkasse befin¬
den sich zur Zeit etwa 2,7 Mil¬
liarden Franken. Die Regierung ist
verpflichtet, den Betrag für den so¬
zialen Wohnungsbau als Darlehen zur
Verfügung zu stellen, der eine Rück¬
lage von drei Monaten übersteigt. Al*
Minister bin ich an den Beschluß dea

Landtags gehalten. Die Durchführung
Ist notwendig schon in Anbetracht
dessen, daß immer noch viele Woh¬
nungssuchende und zum Teil Tuberku¬
lose dem Staat und den Versiche¬
rungsträgem hohe Mehrbelastungen
verursachen.
Ueber die Verteilung der Summ« für

den sozia'en Wohnungsbau sind dl*
Vorarbeiten im Gange. Es ist sicher,
daß die Beträge bei Beginn der Baa-

T saison Bauinteressenten zur Verfü¬
gung stehen.

Für den sozialen Wohnungsbau
kommen mehrere Lösungen in Frag«.
Ein Weg ist dar, daß man den Ge¬
meinden Mittel für dringende sozial»
Bauvorhaben zur Verfügung stellt,
Gleichfalls könnte zur Auflage ge¬
macht werden, daß Gemeinden Beträ¬
ge für den sozialen Wohnungsbau au»
ihren Haushalten abzweigen. Ein wei¬
terer Weg, entsprechend Mittel dal
Kasse für Familienhilfe dem sozial««
Wohnungsbau zuzuleitem, ist der, sie
der zentralen Genossenschaftsbank
für gemeinnützige Siedlungsgenosseiv*
schäften zuzuführen, die ihrerseits
dem Staate gegenüber als Schuldner
auftretem. Bei diesem Thema sei er¬
wähnt, daß die Schaffung von Wohn¬
blocks zweckmäßiaer und billiger ist
und einen weit größeren Nutzeffekt er¬
bringt, als der Bau von einzelnen
Wohnhäusern.

„Di© Arbeit“: Da ein störendes Moment für
den Arbeitsfrieden nicht nur ungerech¬
te Löhne sind, sondern auch unnötig«
und überholte Maßnahmen, müßte dl«
polizei’lche Ueberwachung der Ge¬
werkschaftsversammlungen unbedingt
aufhören.

Richard Kim: Ich. spreche mich dafür
aus, daß endlich den Gewerkschafteni das Recht gegeben wird, alles zu be-

e raten und zu besprechen ohne Ueber¬
wachung,

„Die Arbeit“: Glauben Sie, Herr Minister,
daß ein« weitere Neuregelung der
Löhne für den Saalbergbau alsbald
Platz greift?

Richard Kim: Der französisch© Wirt*
schaftsminister hat jetzt seinen Stand¬
punkt dargelegt, wonach im französ*-

* sehen Bergbau Lohnverbesserungea
vorgesehen sind, die nach meinem Da¬
fürhalten auch auf di« Saar Anwen¬
dungen finden.

Der französisch« Produktionsmfni-
ster hat zugesagt, in den nächsten
Tagen an di« Saar zu kommen, um di«
endgültige Lohngestaltung zusammen
mit der R6gie des Mines und den Ge¬
werkschaften festzutegen.

Existenzminimum - Betrfebsrälewahlen - Giubemat
„Die Arbeit“-. Di« gewerkschaftlich« For*

derung nach dem Existenzminimum
bedürfte dringend einer klaren Durch¬
führung.

Richard Kim: Wo kein Kläger ist, ist kein
Richter. In den Fällen, in denen den*
Arbeitsminister ein« Unterschreitumg
festgesetzter Löhne nicht mitgeteiSjt
wird, kann er nicht eingreifen. Id«
lehne aber grundsätzlich eine Unter*-
schreitung der Mindestlöhne ab, la
Ein-eHöllen kann eine Unterschreitung
Vorkommen. Für die Betreffendenmuft
aber, und zwar für jede Einzelperson
em r’gener Antraa gestellt werden.
Die Aktivität der

"
GewerkSchaft i«*diesbezüglich von besonderer Wicht-tigk-

B©i dran Arbeitsämtern sind Lohn-urH Tarifstellen eingerichtet worden^,denen auierlegt ist, in den Betriebet»die Einhaltung deT Tarifverträge zt(
überwachen. Betriebskontrollen wer¬
den durc-igefühn einmal auf Anord¬
nung desMinisters oder <rut Beschwer¬
den der Gewerkschaft und einzelne*Pe^nschaftsmitr Meder. Die Betrieb«
sind gehalten, Auskunft zu erteilen
und die Unterlagen zur Einsichtnahm«
vorm fegen.

„Die Arbeit“: Die Arbeitnehmerschaftwar¬
tet dringend auf die längst fällig« Ab¬
haltung von Betriebsräfewählen,
Knanpuchattswohlan und Wahl der st*
eherheitsmänner.
Hier stehen wohl noch manch« Aus¬

einandersetzungen bevor, denn di»
Einheitsgewerkschaft ist bei der
Wahl für die Knappschaftsältesten für
das Mehrheitsprinzip, während di«

Chnstl. Gewerkschaft für die Verhält¬
niswahl ist.

Richard Kim Wie bereits erwähnt, kommt
das Betriebsrätegesetz vor dem Land¬
tag. Ich werde mich dagegen wehren,
wenn ein Teil aus dem Gesetz heraus¬
genommen werden soll. Auch das
Knappschaftsgesetz ist fertig. Nach
Annahm« der Gesetz« können di«
Wahlen unverzüglich stattfmde».

„Die Arbeit“: Muß man nicht unbedingt
der Auffassung sein, daß die Beteili¬
gung der Gewerkschaft®! am Gruben¬
rat und Grubencrusschuß unerläßlich
ist?

Richard Kim: Als Gewerkschaftler bin ich
da'ür. Laut Betriebsräte"e«tz müssen
zwei unmittelbare Betriebsangehörige

v- im Grubenrat vertiefen sein. Auch di«
Gewerkschaften müssen vertreten
sein, also vier Arbeitnehmervertrefer,
Ihre Frage „Grubenausschuß“ möch¬

te ich persönlich bejahen, auch in ihm
müß en Vertreter sein, dia die Gewerk¬
schaft vorgeschlagen hat. Die Ge-

* werkschaften sollen das Vorschlags-
xecht haben, auf Grund dessen di«

, Regierung dann die Vertreter beruft,

l,Die Arbeit“: Ist die zu erwartende Voll¬
beschäftigung verbunden mit höheren
Sleueremgängen und Einsparungen an
Arbeitslosengeldern nicht geeignet,
aut weitere Belastung der Arbeitneh¬
mer ln steuerlicher Beziehung zu ver¬
zichten, andererseits dl« Rentenzah¬
lungen noch zu verbessern?

Richara Kim: Es Ist sicher mit einem wet¬
teren Ansteigen der Beschäftigtenzahlcn der Saar zu rechnen. Dadurch

werden sich auch mehr Einnahmen
bei den Sozialversicherungsträgernei*
geben, aber di« gegen Ende des Jah¬
res 1950 v„ ••jesenenen Verbesseruxk»
gen aut dem Gebie-e der Sozialversi¬
cherung und die erwartenden Verbes¬
serungen aut Grund der dem Landtag
vorliegenden Gesetze sowie die in
kürzester Frist geplanten Verbesse¬
rungen erheischen eine bedeutend»
Mehrbelastung der Sozialversiche¬
rungsträger einerseits und eine höher*
Belastung des Staates infolge Zu¬
schüsse andererseits. Mit dem Stei¬
gen der Löhne und damit der Beträge
warden immer mehr Versicherung»«
pflichtige die Höchstgrenze erreichen,
Z. B., wenn im Bergbau in der Pan-
sions- und Rentenversicherung es für*
derhxn eine pensionspfüchtige Höchst¬
grenze nicht mehr geben wird, wird
natürlich der Beitragsantaü des Ar¬
beitgebers in dem Maße wachsen, als
das über der derzeitigen Höchstgrenze
liegende Lohneinkommen durch Bet¬
träge erfaßt wird, zusätzlich einer aJI-
gernemen Beitragserhöhung für den
Arbeitgeber und für den Staat. Di«
Mehrbelastung bei der Knappschaft
allem wird mindestens 1,2 Milliarde»
betragen.

„Die Arbeit“: Wie ist es mit der Not dar
älteren kaufmännischen Angestellten?
Kann diese im Zuge der Konjunktur
beseitigt werden?

Richard Kirn: Der kaufmännische Barufisl
stark übersetzt. Viel« wurden zu Not*«
kaufleuten, nachdem sie vor dem Krie¬
ge in anderen Berufen waren, figurie¬
ren heute aber weiter als Kaufleuib*
oder kaufmännische Angestellte. W*e
weit den kaufmännischen Angeste’ltea
weiter gehörten werden kann, hängt
lm wesentlichen auch von der Tätig¬
keit der Gewerkschaften ab, z. B. der
Tarifgestaltung.*

Aus der Gesamtschau der aufgeworfe¬
nen Probleme und der Beantwortung geht
di« Fülle von Aufgaben und Leistungen* j
hervor, die noch zu bewältigen ist. Wa*
von Gewerkschaftsseite aus * geschehen
kann, wird geschehen, notwendig aberis®
immer wieder der feste und einige Zusam¬
menschluß und das Vertrauen. Alles da« I
zusammen hat in der Vergangenheit Er¬
folge gewährleistet und wird es auch i*f
Zukunft tun. Zu verschiedenen der ange¬
schnittenen Probleme werden in nächst»*;
Zeit noch erläuternd« Beiträge erscheinen,

A

Bie JAeatec^emeinde teilt mit ;
Die 3. Rate für die Theatermiete Ist

bis zum 5. Februar 1951 fällig. Wir bitte«
alle Teilnehmer, diesen Termin unbedingt
einzuhalten.

SeperaivemiuiKi iflHauM
„Das Parlament der Bergarbeiter" tagfi*
lund faßte entscheidende Beschlüsse
Vor der Jahreswende trat in Hannover

das „Parlament der deutschen Bergarbei¬
ter“ zur 3. Generalversammlung zusam¬
men. Die Tagung gestaltet« sich zu einer
imposanten Willenskundgebung, auf der
zahlreiche Entschließungen insbesondere
über die Neuordnung des deutschen Berg*-
baues und das Mitbestimmungsrecht ge¬
faßt wurden. Die Kollegen Joh. Dreher
und Aloys Schmitt nahmen als Vertretet
des Industrieverbandes Bergbau der Ein¬
heitsgewerkschaft an dieser Tagung teil,
U, a. forderte die 3. Generalversamm¬

lung der Industrie-Gewerkschaft Bergbau,
daß di« Neuordnung des deutschen Berg¬
baues beschleunigt zum Abschluß ge¬
bracht wird. Sie sprach dabei die Erwar¬
tung aus, daß an dem Grundsatz einet
umfassenden techni sch-wlrtschaftrtchenu.
sozialen Neuordnung, wie sie bisher von
der I. G. Bergbau und von den delegier¬
ten Persönlichkeiten vertreten worden ist,
unverändert fsstgehalten wird. In eine«
weiteren Entschließung wurde der Vor¬
stand aufgefordert, eine Urabstimmung
der Arbeitnehmer im Eergbau durchzufüh¬
ren, deren Ziel die Stellungnahme zu de«
von der I. G Bergbau aufgestellfetai
Grundsätzen der Neuordnung und des
Mitbestimmung ist. Durch diese Urabstim¬
mung soll der Vorstand ermächtigt wer¬
den, im Falle der Nichtbeachtung der ge¬
werkschaftlichen Forderungen alle ihm
geeignet erscheinenden Kafnpfmaßnah-
men zu beschließen.
Dtese Generalversammlung stellte nach

Ansicht des Organs „Die Bergbau-Indu¬
strie“ einen Höhepunkt in der bisherige»
Gewerkschaftsarbeit dar.

Erdal enthält 100% reine* Baliam-
Terpentin-Oel

gibt es überall
das gute

altbewährte

Brdal


